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B. Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen

der Bezirksregierung

52 Planfeststellungsbeschluss;
hier: Bekanntmachung 

der Bezirksregierung Detmold

Bezirksregierung Detmold        Detmold, den 1. Februar 2010
54.1-84.08.10/W19

   Mit Beschluss der Bezirksregierung Detmold vom 10. Fe-
bruar 2010 ist der Plan zur Nutzung der Talleseen als Hoch-
wasserspeicher in Paderborn-Schloß Neuhaus gem. § 31 des
Wasserhaushaltsgesetzes in Verbindung mit den §§ 100–104,
152 und 153 des Landeswassergesetzes und den §§ 72 ff.
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen mit den im Beschluss festgesetzten Regelungen,
Nebenbestimmungen und Änderungen festgestellt worden.
Diese Bekanntmachung dient der Umsetzung der Vorgaben
aus § 9 Abs. 2 UVPG.

Öffentliche Auslegung

   Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses und
der festgestellten Planunterlagen liegt für die Dauer von zwei
Wochen vom

24. Februar bis 9. März 2010

   zu jedermanns Einsicht bei der Stadtverwaltung Paderborn,
Stadtplanungsamt, Pontanusstraße 55, Zimmer Nr. 1.09,
33102 Paderborn, jeweils während der Dienststunden mon-
tags – donnerstags von 8.00 Uhr bis16.00 Uhr, freitags von
8.00 Uhr bis 12.00 Uhr aus.
   Der Beschluss wurde dem Vorhabensträger, den Betroffe-
nen und Einwendern zugestellt. Mit dem Ende der Ausle-
gungsfrist gilt der Beschluss gegenüber den übrigen Betrof-
fenen als zugestellt (§ 74 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW).

Rechtsbehelfsbelehrung

   Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb
eines Monats nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht
Minden, Königswall 8, 32423 Minden, erhoben werden.
   Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der Ausle-
gungsfrist. Dies gilt nicht für die Beteiligten, denen der Be-
schluss direkt zugestellt wurde.
   Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift der Urkunds-
beamtin bzw. des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle ein-
zureichen. Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen zwei
Abschriften beigefügt werden.
   Falls die Frist durch das Verschulden einer bevollmächtig-
ten Person versäumt werden sollte, so würde deren Verschul-
den dem Vollmachtgeber/der Vollmachtgeberin zugerechnet
werden.

ABl. Reg. Dt. 2010, S. 29

53 Ordnungsbehördliche Verordnung für das
Naturschutzgebiet „Lever Teich/Lever Bruch“ 

in der Gemeinde Stemwede, 
Kreis Minden-Lübbecke

Vom 2. Februar 2010

   Aufgrund der §§ 42 a Abs. 1 und 3 sowie 42 d in Verbin-
dung mit den §§ 8, 20 und 73 Abs. 1 Satz 2 des Landschafts-
gesetzes (LG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.
Juli 2000 (GV. NRW S. 568), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 19. Juni 2007 (GV. NRW S. 226) und der
§§ 12, 25 und 27 des Ordnungsbehördengesetzes (OBG) so-
wie § 20 des Landesjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen (LJG-
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NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember
1994 (GV. NRW 1995 S. 2 / SGV. NRW 792) wird – hinsichtlich
der Regelungen zur Ausübung der Jagd im Einvernehmen mit
der oberen Jagdbehörde des Landes Nordrhein-Westfalen –
verordnet:

§ 1
Schutzgebiet

   Das 19,97 ha große Gebiet „Lever Teich/Lever Bruch“ wird
unter Naturschutz gestellt. Das Naturschutzgebiet umfasst
folgende Flächen:
   Gemeinde Stemwede, Gemarkung Levern, 
   Flur 7, Flurstücke 27, 28, 29, 30, 33, 104, 126;
   Flur 14, Flurstücke 8, 9, 10, 11, 13, 14, 15 tlw., 16 tlw., 153,
154, 155.
   Die Lage des geschützten Gebietes ist in Karten
–  im Maßstab 1:25 000 (Übersichtskarte, Anlage 1) und 
–  im Maßstab 1:5 000 (Naturschutzkarte, Anlage 2)
gekennzeichnet.
   Die Abgrenzung der nur teilweise betroffenen Flurstücke er-
gibt sich aus der Anlage 2, wobei die innere Kante der Ab-
grenzungslinie die Gebietsgrenze bildet.
   Die Anlagen 1 und 2 sind Bestandteil der Verordnung.
   Die Karten können
a)  bei der Bezirksregierung Detmold
b)  bei der Kreisverwaltung Minden-Lübbecke
c)  bei der Gemeindeverwaltung Stemwede
während der Dienststunden eingesehen werden.

§ 2
Schutzzweck und Schutzziel

   Die Unterschutzstellung erfolgt 
a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung regional

bedeutsamer Lebensräume und Lebensstätten seltener
und gefährdeter sowie landschaftsraumtypischer Tier- und
Pflanzenarten, insbesondere zur Erhaltung und Wiederher-
stellung eines geschlossenen, feuchten bis nassen Grün-
landbestandes sowie zur Erhaltung eines artenreichen, ve-
getationskundlich besonders wertvollen Feuchtwiesen-
und Kleingewässerkomplexes auf der südlichen Teilfläche.

    Aufgrund der vorhandenen Strukturen besitzt das Gebiet
mit seinem weitgehend offenen Landschaftscharakter be-
sondere Bedeutung als Trittsteinbiotop für Wiesenvögel
und als Nahrungsraum für Weißstörche. In Verbindung mit
dem hohen floristischen Artenreichtum insbesondere der
südlichen Teilfläche erfüllt das Gebiet eine besondere
Funktion im regionalen Biotopverbund.

    Insbesondere folgende Lebensräume sind besonders zu
schützen:

    – Nass-, Feuchtwiesen und -weiden;
    – Fettwiesen und -weiden;
    – Kleingewässer;
    – Bruchwaldbereiche und Gebüsche.
    Weitergehende Zielsetzung ist insbesondere die Wieder-

herstellung typischer Feuchtwiesenbereiche auf der nörd-
lichen Teilfläche.                                                                  

b)  aus wissenschaftlichen, landeskundlichen und naturge-
schichtlichen Gründen; insbesondere zur Erhaltung schutz -
würdiger Niedermoorböden, Moorgleye und Anmoorgleye
mit hohem Entwicklungspotential.

c)  wegen der Seltenheit, besonderen Eigenart und hervorra-
genden Schönheit der in dem breiten, ebenen Talraum des
Großen Dieckflusses innerhalb des Naturraums der Rha-
den-Diepenauer Geest gelegenen Flächen.

§ 3
Verbote

   (1)  In dem geschützten Gebiet sind alle Handlungen verbo-
ten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung
des Naturschutzgebietes oder seiner Bestandteile oder zu ei-
ner nachhaltigen Störung führen können.
   (2)  In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere verbo-
ten:

1.  bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren Nut-
zung zu ändern, auch wenn dafür keine Planfeststellung,
Anzeige oder Genehmigung erforderlich ist.

    Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind die in
§ 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
(BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
1. März 2000 (GV. NRW S. 255 / SGV. NRW 232) definier-
ten Anlagen sowie Verkehrsanlagen, Wege und Plätze ein-
schließlich deren Nebenanlagen;

    unberührt von diesem Verbot bleiben:
    a)  das Errichten von offenen Ansitzleitern, wenn diese der

ordnungsgemäßen Ausübung der Jagd dienen und
dem in § 2 formulierten Schutzzweck nicht zuwiderlau-
fen; 

    b)  die Errichtung von Viehunterständen, Pumpentränken
und ortsüblichen Weidezäunen im Einvernehmen mit
der unteren Landschaftsbehörde; 

2.  die Flächen zu betreten und zu befahren, auf ihnen zu rei-
ten oder zu lagern sowie Fahrzeuge aller Art abzustellen;
unberührt von diesem Verbot bleiben:

    a)  das Betreten und Befahren im Rahmen der ordnungs-
gemäßen forstwirtschaftlichen und landwirtschaftlichen
Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis im Sinne
der geltenden Rechtsordnung sowie das Betreten und
Befahren im Rahmen der Gewässerunterhaltung;

    b)  das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen Aus-
übung der Jagd und Fischerei, soweit diese nicht nach
§ 6 und § 7 dieser Verordnung eingeschränkt oder ver-
boten sind;

    c)  das Betreten und Befahren durch den Eigentümer oder
Nutzungsberechtigten;

    d)  das Betreten und Befahren zur Durchführung behördli-
cher Überwachungsaufgaben.

3.  Leitungen aller Art einschließlich Telekommunikationsanla-
gen sowie Zäune und andere Einfriedungen anzulegen
oder zu ändern;

    unberührt von diesem Verbot bleibt die ordnungsgemäße
Unterhaltung vorhandener Entsorgungs- und Versorgungs-
leitungen und -anlagen im Einvernehmen mit der unteren
Landschaftsbehörde und die Errichtung ortsüblicher Wei-
dezäune;

4.  Werbeanlagen oder -mittel und Schilder oder Beschriftun-
gen zu errichten, anzubrin gen oder zu verändern;

    unberührt von diesem Verbot bleiben die Errichtung und das
Anbringen von Schildern oder Beschriftungen mit behördli-
cher Genehmigung, soweit sie aus schließlich auf den Schutz -
zweck des Gebietes hinweisen oder als Orts- und Verkehrs-
hinweise, Wegmarkierungen oder Warntafeln dienen;

5.  Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte oder Wa-
renautomaten aufzustellen sowie Wohnwagen, Wohnmo-
bile, Wohncontainer oder ähnliche dem zeitweisen Aufent-
halt von Menschen dienende Anlagen abzustellen oder
Stellplätze für sie anzulegen;

6.  Gehölze oder wild wachsende Pflanzen und Pflanzenbe-
stände sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beseitigen, zu
beschädigen, auszugraben oder sie auf andere Weise in
ihrem Wachstum, ihrem Weiterbestand oder ihrer Funktion
zu beeinträchtigen;

    unberührt von diesem Verbot bleiben:
    a)  die ordnungsgemäße landwirtschaftliche und forstwirt-

schaftliche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis
im Sinne der geltenden Rechtsordnung, soweit diese
Nutzungen nicht nach § 4 und § 5 dieser Verordnung
eingeschränkt oder verboten sind;

    b)  die Entnahme und der Rückschnitt von Gehölzen im
Rahmen der ordnungsgemäßen Unterhaltung der Ge-
wässer, der Straßen und Wirtschaftswege sowie von
Versorgungs- und Entsorgungsanlagen, wenn diese
vorher einvernehmlich mit der unteren Landschaftsbe-
hörde abgestimmt wurden;

    c)  die fachgerechte Pflege von Hecken und Kopfbäumen
in der Zeit vom 1. Oktober eines jeden Jahres bis zum
28. Februar des folgenden Jahres im Einvernehmen mit
der unteren Landschaftsbehörde;



7.    wild lebende Tiere zu fangen, zu töten, zu verletzen oder
mutwillig zu beunruhigen oder zu ihrem Fang geeignete
Vorrichtungen anzubringen, ihre Puppen, Larven, Eier
oder sonstigen Entwicklungsformen zu sammeln oder zu
beschädigen oder ihre Bauten, Nester oder sonstige
Brut- und Lebensstätten fortzunehmen, zu beschädigen
oder die Tiere durch Filmen, Fotografieren oder ähnliche
Handlungen zu stören;

       unberührt von diesem Verbot bleibt die ordnungsgemäße
Ausübung der Jagd und der Fischerei, soweit diese nicht
nach § 6 und § 7 dieser Verordnung eingeschränkt oder
verboten sind; 

8.    Tiere oder Pflanzen einzubringen oder auszusetzen;
       unberührt von diesem Verbot bleibt die ordnungsgemäße

landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Bodennut-
zung nach guter fachlicher Praxis im Sinne der geltenden
Rechtsordnung, soweit diese Nutzungen nicht nach § 4
und § 5 dieser Verordnung eingeschränkt oder verboten
sind;

9.    Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzulegen,
zu zelten, zu lagern, zu baden, zu grillen oder Feuer zu
machen; 

10.  Einrichtungen für Spiel-, Freizeit- und Sportaktivitäten
einschließlich Modellsport anzulegen, zu unterhalten
oder bereitzustellen sowie diese Aktivitäten auszuüben
und Sportveranstaltungen aller Art durchzuführen;

11.  mit Fluggeräten zu starten oder zu landen;
12.  Hunde im Gebiet unangeleint laufen zu lassen und Hun-

desportübungen, Hundeausbildung und Hundeprüfun-
gen durchzuführen;

       unberührt von diesem Verbot bleibt der Einsatz von
Jagdhunden im Rahmen der ordnungsgemäßen Aus-
übung der Jagd;

13.  Abgrabungen, Aufschüttungen, Verfüllungen, Aus-
schachtungen und Sprengungen vor zunehmen, die Bo-
dengestalt auf andere Weise zu verändern und Boden-
oder Gesteinsmaterial zu entnehmen;

14.  Boden, landschaftsfremde Stoffe oder Gegenstände, ins-
besondere feste und flüssige Abfallstoffe aller Art wie
zum Beispiel Schutt, Gartenabfälle zu lagern oder auf-
bzw. einzubringen;

15.  Oberflächengewässer einschließlich ihrer Ufer und Fisch-
teiche neu anzulegen, zu verändern, in eine intensivere
Nutzung zu überführen, zu beseitigen oder den ökologi-
schen und chemischen Zustand aller Oberflächenwas-
serkörper zu verschlechtern sowie Entwässerungsmaß-
nahmen und andere den Wasserhaushalt des Gebietes
nachteilig verändernde Maßnahmen vorzunehmen;

       unberührt von diesem Verbot bleiben:
       a)  erforderliche Maßnahmen der Gewässerunterhaltung

im Einvernehmen mit der unteren Landschaftsbe-
hörde oder auf der Grundlage eines mit der unteren
Landschaftsbehörde einvernehmlich abgestimmten
Unterhaltungsplanes;

       b)  die Unterhaltung vorhandener Entwässerungsanlagen
und der Ersatz von Drainagen durch solche gleicher
Leistungsfähigkeit im Einvernehmen mit der unteren
Landschaftsbehörde;

16.  Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Baumschul-,
Weihnachtsbaum- und Schmuck reisigkulturen anzule-
gen;

17.  die chemische Behandlung von Holz oder anderen Mate-
rialien im Schutzgebiet vorzunehmen;

18.  Wasserflächen zu befahren und Eisflächen zu betreten.

§ 4
Landwirtschaftliche Regelungen

   Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es auf
den landwirtschaftlichen Flächen verboten:
1.  Grünland und Brachflächen im Sinne des § 24, Abs. 2 LG

sowie andere dauerhaft nicht genutzte Flächen umzubre-
chen oder eine andere Nutzungsart umzuwandeln. 

    Pflegeumbrüche und Nachsaaten bedürfen der Zustim-
mung der unteren Landschaftsbehörde. Die Zustimmung

darf nur versagt werden, wenn die Maßnahmen dem in § 2
formulierten Schutzzweck entgegenstehen. Sie gilt als er-
teilt, wenn die untere Landschaftsbehörde nicht binnen ei-
nes Monats entscheidet;

2.  Düngemittel, Schädlingsbekämpfungsmittel, Pflanzenbe-
handlungsmittel, Gülle, Klär schlamm und Festmist im
Schutzgebiet zu lagern und diese Stoffe auf Feldrainen,
Brachflächen und dauerhaft nicht genutzten Flächen aus-
zubringen;

3.  Ufergehölze, Hecken, Obstbäume und markante Einzel-
bäume oder Baumgruppen durch Weidevieh, Maschinen-
einsatz oder Bodenbearbeitung zu schädigen; 

4.  Silage- und Futtermieten anzulegen sowie Silage, Heu
oder Stroh zu lagern.                                                           

§ 5
Waldbauliche Regelungen

   Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist auf den
Waldflächen verboten:
1.  Laubwald in Nadelwald umzuwandeln;
2.  Kahlhiebe anzulegen; als Kahlhiebe gelten alle innerhalb

von 3 Jahren durchgeführten flächenhaften Nutzungen
größer als 0,3 ha und Eingriffe, die den Bestockungsgrad
unter 0,3 absenken;

    unberührt von diesem Verbot bleiben nach geltender
Rechtsordnung Kahlhiebe zur Umwandlung von Flächen
im Rahmen von Biotopverbesserungsmaßnahmen;

3.  Wiederaufforstungen mit nicht der natürlichen Waldgesell-
schaft angehörenden Baumarten sowie mit Pflanzmaterial
aus nicht geeigneten Herkunftsgebieten vorzunehmen;

4.  Pflanzenschutzmittel anzuwenden oder Düngemittel aus-
zubringen; 

5.  chemische oder biologische Schädlingsbekämpfungsmit-
tel ohne Einvernehmen mit der  unteren Forstbehörde und
der unteren Landschaftsbehörde anzuwenden.

§ 6
Jagdliche Regelungen

   Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist in dem
geschützten Gebiet verboten:
1.  Wildäsungsflächen, Wildäcker, Wildfütterungsanlagen und

-plätze neu zu errichten oder neu anzulegen;
2.  geschlossene, fahrbare und feste Hochsitze neu zu errich-

ten. 

§ 7
Fischereiliche Regelungen

   Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist in dem
geschützten Gebiet die fischereiliche Nutzung der Gewässer
einschließlich des Angelns verboten. 

§ 8
Nicht betroffene Tätigkeiten

   Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben:
1.  die vom Kreis Minden-Lübbecke als untere Landschafts-

behörde angeordneten, genehmigten oder von ihm selbst
durchgeführten Sicherungs-, Pflege-, Entwicklungs- und
sonstigen Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege;

2.  alle vor In-Kraft-Treten dieser Verordnung rechtmäßig aus-
geübten oder behördlich genehmigten Nutzungen in der
bisherigen Art und im bisherigen Umfang soweit sie den
Regelungen und dem Schutzzweck nach § 2 nicht wider-
sprechen und getroffene Regelungen dieser Verordnung
nicht ausdrücklich etwas anderes festsetzen;

3.  Maßnahmen, die unbedingt erforderlich sind, um eine im
Einzelfall drohende Gefahr (Notstand) abzuwehren; die
Maßnahmen sind der unteren Landschaftsbehörde unver-
züglich anzuzeigen und bedürfen der nachträglichen Zu-
stimmung durch die untere Landschaftsbehörde; die Zu-
stimmung kann mit Auflagen verbunden werden. 
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§ 9
Gesetzlich geschützte Biotope

   Der von § 62 LG erfasste und gesetzlich geregelte Biotop-
schutz bleibt von den Bestimmun gen dieser Verordnung un-
berührt.

§ 10
Befreiungen

   Gemäß § 69 Abs. 1 LG kann die untere Landschaftsbe-
hörde von den Verboten dieser Verordnung auf Antrag Befrei-
ung erteilen, wenn
1.  die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall
    a)  zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und

die Abweichung mit den Belangen des Naturschutzes
und der Landschaftspflege zu vereinbaren ist oder

    b)  zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur
und Landschaft führen würde

    oder
2.  überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die

Befreiung erfordern.

§ 11
Ordnungswidrigkeiten und Straftaten

   (1)  Vorsätzliche oder fahrlässige Verstöße gegen die Ver-
bote dieser Verordnung können nach den §§ 70 und 71 LG
als Ordnungswidrigkeiten geahndet werden.
   (2)  Unabhängig davon wird gemäß § 329 Abs. 3 und 4 des
Strafgesetzbuches (StGB) bestraft, wer innerhalb des Natur-
schutzgebietes
1.  Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut

oder gewinnt,
2.  Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt,
3.  Gewässer schafft, verändert oder beseitigt,
4.  Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete ent-

wässert,
5.  Wald rodet,
6.  Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes be-

sonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nachstellt

oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört oder ent-
fernt,

7.  Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
besonders geschützten Art beschädigt oder entfernt oder

8.  ein Gebäude errichtet
und dadurch den Schutzzweck nicht unerheblich beeinträch-
tigt.

§ 12
Verfahrens- und Formvorschriften

   Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des
Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördengesetzes
kann gegen diese Verordnung nach Ablauf eines Jahres nach
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei
denn,
a)  diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet wor-

den oder
b)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der höhe-

ren Landschafts behörde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

§ 13
In-Kraft-Treten

   Nach § 34 OBG tritt diese Verordnung eine Woche nach ih-
rer Verkündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Det-
mold in Kraft. Sie hat gemäß § 32 Abs. 1 OBG eine Geltungs-
dauer von 20 Jahren.

Detmold, den 2. Februar 2010
51.30 – 669

Bezirksregierung Detmold
Höhere Landschaftsbehörde

In Vertretung
Anton Schäfers

ABl. Reg. Dt. 2010, S. 29-32
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des Lage berichtes für das Haushaltsjahr von 1. Januar 2008
bis 31. Dezember 2008 geprüften und mit dem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2008 festgestellt und dem Ver-
bandsvorsteher uneingeschränkt Entlastung erteilt.

      Der von der Verbandsversammlung festgestellte Jahresab-
schluss 2008 mit Anlagen und Lagebericht wurde gemäß § 96
Abs. 2 GO NRW der Bezirksregierung Detmold als zuständige
Aufsichtsbehörde angezeigt.

      Der Jahresabschluss 2008 schließt zum 31. Dezember
2008 mit folgenden wesentlichen Positionen ab:

   Ergebnisrechnung:

   1.  Summe ordentliche Erträge                       26 662925,47 €
   2.  Summe ordentliche Aufwendungen          26 657260,85 €
   3.  Ergebnis 

der laufenden Verwaltungstätigkeit                    5664,62 €
   4.  Finanzergebnis                                                166050,03 €

   5.  Ordentliches Ergebnis                                     171714,65 €
   6.  Außerordentliches Ergebnis                                  339,38 €

   Jahresergebnis                                                     172 054,03 €

54              Zweckverband Nahverkehrsverbund 
Paderborn/Höxter (nph);

hier: Jahresabschluss zum 31. Dezember 2008
und Bekanntmachung 

des Jahresabschlusses 2008 

I.  Feststellung des Jahresabschlusses 2008 des nph und Ent-
lastung des Verbandsvorstehers

      Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes „Nah-
verkehrsverbund Paderborn/Höxter (nph)“ hat in ihrer Sit-
zung am 29. Januar 2010 gemäß § 18 Abs. 1 des Gesetzes
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. S.
621), zuletzt geändert durch Art. 1 Gesetz zur Änderung des
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 12.
Mai 2009 (GV. NRW. S. 298) in Verbindung mit § 95 ff der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juni
2008 (GV. NRW. S. 514), den vom Rechungsprüfungsamt des
Kreises Paderborn unter Einbeziehung der Buchführung und
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